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Vor fast genau einem Jahr ist
Christina Schade (Diplom-
Agrar-Ingenieur Ökonom) für
die AfD in den Brandenburger
Landtag eingezogen. Zeit, um
eine erste Bilanz zu ziehen. Aus
diesem Grund stand die wirt-
schaftspolitische Sprecherin der
AfD- Fraktion dem Herausgeber
der SRB-Zeitung, Jörg Wagner,
in ihrem Wahlkreisbüro im HEP
in Hönow Rede und Antwort.

Frau Schade, wie sind Sie ei-
gentlich zur AfD gekommen?
Sie werden es kaum glauben, ei-
gentlich bin ich eher unpolitisch.
Ich bin immer meinen eigenen
Weg gegangen. Durch meine
Selbständigkeit als Unterneh-
mensberaterin habe ich aber häu-
figer festgestellt, daß hier in mei-
nem Land etwas am System nicht
stimmt. So haben sich im Laufe
der Zeit einzelne Splitter zu ei-
nem Ganzen zusammengefügt.
Sei es im Bildungssystem oder
im Finanzsystem, überall bin ich
auf Fragen gestoßen, für die ich
Antworten suche. Nun gab es
zwei Möglichkeiten: entweder
vom bequemen Sessel aus wei-
ter meckern oder selbst versu-
chen, etwas zu verändern. Ich
habe mich für die zweite Variante
entschieden und das mit allen
Konsequenzen.

Wie fällt ihre persönliche Zwi-
schenbilanz nach einem Jahr im
Landtag aus?
Mit einem Wort gesagt, ernüch-
ternd. Ich nenne da mal ein Bei-
spiel, als es zu Beginn meiner
Amtszeit um einen Entschlie-
ßungsantrag zum Mauerfall und
zur Progromnacht ging, wurden
alle Fraktionen vorher informiert
und gefragt. Unsere nicht. Das
hielt ich zunächst für einen Aus-
rutscher seitens der etablierten
Parteien, aber es zieht sich wie
ein roter Faden durch meine bis-
herigen Erfahrungen. Stück für
Stück wird die Demokratie sei-
tens des Landtages ausgehebelt.
Eine solche Verfahrensweise
sehe ich persönlich als schallen-
den Schlag ins Gesicht unserer
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Wähler. Immerhin vertreten wir
12,2%  der Brandenburger Wäh-
ler.  Ich kann ihnen noch ein zwei-
tes Beispiel nennen. Wie kann
es sein, daß jemand, der gleich-
zeitig Kreistags- und Landtags-
abgeordneter ist, in beiden Gre-
mien zu ein und demselben The-
ma unterschiedlich abstimmt?

Wie stellt sich die Zusammen-
arbeit auf Landkreis- und Kom-
munalebene dar?
Mit den Bürgermeistern aus
Hoppegarten, Neuenhagen und
Erkner beispielsweise habe ich
durchaus positive Erfahrungen
gemacht. Wir haben unsere Mei-
nungen ausgetauscht und vor
allem auch gegenseitig zugehört.
Andere haben auf mein Ge-
sprächsangebot erst gar nicht
reagiert und wieder andere ha-
ben sich so verhalten, daß ich
das Gespräch am liebsten abge-
brochen hätte. Da war die Vor-
eingenommenheit deutlich höher
als die Konstruktivität.

Und wie sieht ihre Erfahrung
mit den Unternehmern aus?
99% der Brandenburger Unter-
nehmen sind bodenständige
Klein- und Kleinstunternehmen,
von denen ich offen empfangen
wurde, die Parteizugehörigkeit
hat keine Rolle gespielt. Hier
kann ich meine Kernkompetenz,
nämlich die Wirtschaftspolitik,
einbringen. Ich unterbreite allen
interessierten Bürgern mitt-
wochs von 16-18 Uhr oder nach
Anmeldung unter der 030 - 992
750 43 ein Gesprächsangebot.

Ich möchte Sie nun mit Stich-
punkten konfrontieren, mit der
Bitte um Stellungnahme.

Medien:
Also ich muß hier den Medien
insgesamt mal ein großes Lob
aussprechen. Es ist ihnen durch
Berichterstattung und Mei-
nungsmache gelungen, eine will-
fähige Masse zu formen, die sich
offensichtlich durch konformes
Denken hinsichtlich bestimmter
Probleme auszeichnet. Selbstver-
ständlich gibt es auch Ausnah-
men, aber, zugegebenermaßen,
sehr wenige.

Hilfe für Flüchtlinge:
Können Sie mir bitte mal die Uhr-
zeit sagen? (ich habe sofort auf
die Uhr geschaut und geant-
wortet). Sehen Sie, das ist der
natürliche menschliche Reflex
wenn es darum geht, anderen zu
helfen. So sehe ich das auch in
der Flüchtlingsfrage. Natürlich
muß man Menschen, die in Not
sind helfen. Nur muß man auf-
passen, daß dieser Reflex nicht
überstrapaziert wird, denn dann
kann er ganz schnell ins Gegen-
teil umschlagen. Wenn sich die
unzähligen freiwilligen Helfer ir-
gendwann mal von der Politik al-
lein gelassen fühlen, dann bricht
vieles an Hilfsbereitschaft weg.

Mindestlohn:
Gut gedacht, schlecht gemacht.
Ein gesetzlich festgelegter, flä-
chendeckender Mindestlohn
kann ein menschenwürdiges Le-
ben nicht sicherstellen, da viele

Menschen in besonderen Le-
benssituationen nur wenige
Stunden Arbeit haben. Die Fest-
setzung der unterschiedlichen
Löhne ist Sache von Gewerk-
schaften und Arbeitgebern. Die
soziale Absicherung ist aber
auch Aufgabe des Staates. Die-
se muß durch direkte Einkom-
mensbeihilfen erfolgen. Die so-
ziale Marktwirtschaft regelt An-
gebot und Nachfrage. Qualifi-
zierte Arbeitskräfte werden im-
mer gebraucht und da es in
Deutschland einen Mangel an
eben diesen gibt, werden sie in
der Regel auch gut bezahlt. An-
ders sieht es bei den Langzeitar-
beitslosen aus. Warum ist denn
ihre Anzahl in Brandenburg in
den letzten Jahren kaum gesun-
ken? Und das trotz Einführung
verschiedener Maßnahmen wie
z. B. der Ich-AG und dem 1 Euro
Job. Ganz einfach, weil man die
Menschen nicht mitgenommen
hat. Nach diesen gescheiterten
Maßnahmen versucht nun die
Landesregierung dem Problem
mit der landesweiten Etablierung
von Sozialbetrieben zu begeg-
nen. Aber auch dabei müssen die
Menschen im Mittelpunkt ste-
hen. So wäre beiden Seiten ge-
holfen. Man muß sich aber auch
damit abfinden, daß der Staat
letztendlich nicht alles regeln
kann. Wenn jemand absolut nicht
will, dann kann auch eine noch
so gut gemeinte Maßnahme
nicht helfen. Nicht jeder Mensch
läßt sich einfach mitnehmen.

Wie lautet Ihr Lieblingssatz?
Wenn die Altparteien mit ihrer
Politik in den letzten Jahren über-
wiegend alles richtig gemacht
hätten, würde es die AfD heute
nicht geben.

Welche persönlichen Ziele
möchten Sie am Ende der Legis-
laturperode erreicht haben?
Ich möchte diese Zeit gesund an
Körper und Geist überstanden
wissen.

Frau Schade, vielen Dank für
das Gespräch!


